 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7200035/2019

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf***,
verstorben am ***TM2024***, zuletzt wohnhaft in ***Bf-Adr***, betreffend Beschwerde vom
2. Mai 2019 gegen den Bescheid des Zollamtes Wien (nun Zollamt Osterreich) vom 2. April
2019, Zahl: ***100000/00000/742/2007***, betreffend Eingangsabgaben (Antrag auf
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand) beschlossen:

Die Beschwerde wird als gegenstandslos erklart und das Beschwerdeverfahren eingestellt.

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Mit Schreiben vom 27. Februar 2019 hat der ***Verein*** als Erwachsenenvertreter des
*ExBf*** (nachstehend mit ,,Bf“ bezeichnet) beim Zollamt Wien die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand beantragt, weil die do Beschwerdevorentscheidung vom 15. April 2016, Zahl
**%100000/00000/645/2007***, der mit der Fiihrung der Erwachsenenschutzsache betrauten
Person nicht zugekommen sei und deshalb ein fristgerechter Vorlageantrag unterblieben war.

Dieser Antrag ist vom Zollamt mit Bescheid vom 2. April 2019, Zahl:
**%100000/00000/742/2007***, als unbegrindet abgewiesen worden.

Die gegen diesen Bescheid durch den damaligen Vertreter eingebrachte Beschwerde vom
2. Mai 2019 hat das Zollamt mit Beschwerdevorentscheidung vom 27. Mai 2019, Zahl:
**%100000/00000/744/2007***, abgewiesen.

Mit Schreiben vom 6. Juni 2019 hat der Bf beantragt, seine Beschwerde dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorzulegen.

Am ***TM2024*** ist der Bf verstorben. Mit der Abwicklung des Verlassenschaftsverfahrens

wurde der 6ffentliche Notar LL beauftragt.
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Mit Beschluss des ***BG*** vom 4. November 2024, GZ, wurden antragsgemal die Aktiva der
Uberschuldeten Verlassenschaft, bestehend aus einem Guthaben auf einem naher genannten
Konto in Hohe von EUR 4.597,85, ***PB*** auf teilweisen Abschlag seiner Forderungen an
bezahlten Begrabniskosten gemal § 154 f. AulRerstreitgesetz (AuRStrG) an Zahlungs statt
Uberlassen. Laut Begriindung seien samtliche von den §§ 154 und 155 Aul3StrG fiir eine
Uberlassung an Zahlungs statt geforderten Voraussetzungen gegeben.

Am Todestag des Bf haftete auf dem Abgabenkonto des Bf ein vollstreckbarer
Abgabenriickstand von EUR 1.419.586,12 aus.

Auf Basis der festgestellten Datenlage geht das BFG davon aus, dass seit Ergehen des oa
Gerichtsbeschlusses nach §§ 154ff AuRStrG betreffend Uberlassung an Zahlungs statt kein
Vermogen hervorgekommen ist, welches an der vom Verlassenschaftsgericht festgestellten
Uberschuldung der Verlassenschaft etwas dndert.

Auch die Verbindlichkeiten des Bf auf seinem Abgabenkonto haften unverandert aus.

Vor diesem Hintergrund besteht keine Veranlassung, von einer Einantwortung nach Ergehen
des Beschlusses vom 4. November 2024, GZ, in den Nachlass des Bf auszugehen.

Da sich in den vorliegenden abgabenbehordlichen Unterlagen bzw den eingesehenen
Datenbanken keine Hinweise auf eine fiir die Verlassenschaft des Bf vertretungsbefugte Person
finden, insbesondere auch nicht auf eine(n) gerichtlich bestellte(n) Verlassenschaftskuratorin,
halt es das BFG fiir erwiesen, dass der ruhende Nachlass des verstorbenen Bf aktuell {iber
keine(n) gerichtlich bestellte(n) Verlassenschaftskuratorin verfiigt.

Schriftliche Bescheide im Abgabenverfahren werden dadurch wirksam, dass sie den im Spruch
genannten Rechtstragern, an die sie ihrem Inhalt nach ergehen sollen (Verfahrensparteien)
durch Zustellung bekanntgegeben werden (§ 78 Abs 1, § 93 Abs 2, § 97 Abs 1 BAO). Laut § 2a
BAO gilt dies sinngemaR auch fir Erledigungen (Erkenntnisse/Beschlisse) im
finanzgerichtlichen Rechtsmittelverfahren.

§ 79 BAO bestimmt:

,Flir die Rechts- und Handlungsféhigkeit gelten die Bestimmungen des biirgerlichen Rechtes.
§ 2 ZivilprozefSordnung ist sinngemdfs anzuwenden.”

Nach § 80 Abs 1 BAO haben "die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Personen und
die gesetzlichen Vertreter natiirlicher Personen (...) alle Pflichten zu erfiillen, die den von ihnen
Vertretenen obliegen, und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen. {...)"

§ 82 Abs 1 BAO normiert, soweit verfahrensrelevant:
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"Soll gegen eine nicht voll handlungsfdhige Person, die eines gesetzlichen Vertreters entbehrt
(...) eine Amtshandlung vorgenommen werden, so kann die Abgabenbehérde, wenn die
Wichtigkeit der Sache es erfordert, auf Kosten des zu Vertretenden die Betrauung eines
gesetzlichen Vertreters (§ 1034 ABGB) beim zustdndigen Gericht (§ 109 Jurisdiktionsnorm)
beantragen."

Dies gilt nach § 82 Abs 2 BAO sinngemal}, wenn zweifelhaft ist, wer zur Vertretung einer
Verlassenschaft befugt ist.

Zu den Verfahrensbestimmungen fiir das gerichtliche Verlassenschaftsverfahren gehort ua
§ 154 AuRStrG, der die "Uberlassung an Zahlungs statt" regelt:

(1) Ist auf die Rechtsnachfolge von Todes wegen dsterreichisches Recht anzuwenden, so hat
das Gericht die Aktiven einer liberschuldeten Verlassenschaft auf Antrag den Gléubigern zu
liberlassen, wenn nicht schon eine unbedingte Erbantrittserklérung oder ein Antrag auf
Uberlassung als erblos vorliegt und kein Verlassenschaftsinsolvenzverfahren eréffnet wurde.

(2) Das Vermégen ist zu verteilen:
1. zundchst in sinngemdfSer Anwendung der §§ 46 und 47 10;

2. sodann an den gesetzlichen Vertreter des Verstorbenen, soweit ihm beschlussmdfig
Betrdge zuerkannt wurden;

3. schlieflich an alle iibrigen Gldubiger, jeweils im Verhdltnis der Hbhe ihrer unbestrittenen
oder durch unbedenkliche Urkunden bescheinigten Forderungen.”

Die Rechtsfahigkeit von natirlichen Personen endet mit dem Tod (VWGH 11.4.1991,
91/13/0065).

Flir den Zeitraum zwischen dem Tod und der Einantwortung kennt das biirgerliche Recht die
Rechtsfigur des ruhenden Nachlasses (§ 531 ABGB). Nach herrschender Lehre und
Rechtsprechung handelt es sich dabei um eine juristische Person, der zufolge § 79 BAO als
Tragerin von Rechten und Pflichten Parteifahigkeit im Abgabenverfahren zukommt (VwGH
9.9.2015, Ro 2014/16/0031; OGH 30.10.2018, 2 Ob 94/18i; OGH 21.9.2018, 3 Ob 149/18k,

jeweils mwN).

Der ruhende Nachlass (nachfolgend auch Verlassenschaft) verliert seine Rechtspersénlichkeit
erst mit der Einantwortung. Wenn/solange eine Einantwortung nicht stattfindet, besteht die
Rechtspersonlichkeit des ruhenden Nachlasses fort (Obermaier, Zum Unterbleiben der
Verlassenschaftsabhandlung, 0JZ 2008/15).

Bei der Uberlassung von Nachlassvermégen an Zahlungs statt nach § 154 AuRStrG unterbleibt

eine Einantwortung und es kommt zu keiner Gesamtrechtsnachfolge.
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Der Beschluss iiber die Uberlassung an Zahlungs statt stellt keinen Erwerbstitel fiir die
Erbschaft dar, sondern fiihrt lediglich zur Einzelrechtsnachfolge fir die im Beschluss konkret
bezeichneten Vermogenswerte (Aktiva). Der ruhende Nachlass bleibt daneben als juristische
Person aufrecht (vgl. Ritz/Koran BAO?, § 19 Rz 13 mit JudVerw.).

Zugleich wirkt eine Uberlassung an Zahlungs statt verfahrensbeendend (Obermaier,aa0).

Ein durch Beschluss nach § 154 AuRStrG beendetes Verlassenschaftsverfahren hinterlasst die
juristische Person ruhender Nachlass ohne organschaftliche Vertretung.

Da juristische Personen durch ihre Organe handeln, erfordert die Prozessfahigkeit des
Verlassenschaft einen Vertreter, der fir sie handelt.

Ein Einzelrechtsnachfolger nach § 154 AuRStrG ist kein Organ des ruhenden Nachlasses und
damit als solcher nicht zu dessen Vertretung in einem Abgabenverfahren befugt.

Die Wirksamkeit von nach einem Beschluss des Verlassenschaftsgerichtes nach § 154 AuRStrG
ergangenen abgabenbehdrdlichen Bescheiden bzw verwaltungsgerichtlichen Erledigungen fur
den ruhenden Nachlass setzt daher die Existenz eines gerichtlich bestellten
Verlassenschaftskurators voraus (§ 1034 ABGB).

Auf Basis der festgestellten Sach- und der dargestellten Rechtslage war das
verfahrensgegenstdndliche Beschwerdeverfahren ohne materielle Entscheidung zu beenden.

Mangels Einantwortung in den Nachlass blieb der verstorbene Bf ohne
Gesamtrechtsnachfolgerin. Dadurch gingen keine verfahrensrelevanten Rechte oder Pflichten
und insbesondere keine verfahrensrechtlichen Rechtspositionen auf Rechtsnachfolger liber.
Auch Hinweise auf das Vorliegen einer Gber den Tod hinauswirkenden gewillkiirten
Vertretungsbefugnis fiir den Bf im gegenstandlichen Rechtsmittelverfahren kamen nicht
hervor.

Ebenso wenig wurde die Bestellung eines Verlassenschaftskurators festgestellt.

Da die rechtswirksame Empfangnahme einer Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes durch
die Verlassenschaft ohne einen gerichtlich bestellten Kurator nicht moglich ist (§ 1034 Abs 2
ABGB), kann derzeit keine finanzgerichtliche Erledigung mit Wirksamkeit fir die
beschwerdefiihrende Partei ergehen. Die ho Erledigung kann nur an die Abgabenbehérde

zugestellt werden.

Nach der Judikatur des VWGH ist ein anhangiges verwaltungsgerichtliches Verfahren mit
Beschluss gemalRk § 278 Abs 1 lit b BAO in sinngemaRer Anwendung des § 33 Abs 1 VwGG
wegen Gegenstandslosigkeit der Beschwerde einzustellen, wenn der Bf nach Einleitung des
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens stirbt und es mangels Eintritts von eingeantworteten
Erben oder eines Nachlasskurators zur Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens an der Partei
fehlt, sofern es sich nicht um vermoégensrechtliche Anspriiche handelt, die in den Nachlass
fallen (vgl VWGH 21.11.2022, Ro 2021/12/0003; VwWGH 28.10.2014, Ro 2014/13/0035 mit
Verweis auf VWGH 6. 12. 2011, 2007/15/0034, 2009/15/0131).
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Laut Aktenlage sind keinerlei Zahlungen vom Bf oder einem Gesamtschuldner geleistet
worden. Selbst bei stattgebender Entscheidung des BFG wiirde sich fir den ruhenden Nachlass
kein Aktivwvermoégen in Form eines abgabenrechtlichen Rickzahlungsanspruchs ergeben.

Die im Beschluss des ***BG*** gemal} § 154 AulRStrG vom 4. November 2024 festgestellte
Uberschuldung des Nachlasses bliebe somit bestehen, selbst wenn der Beschwerde
vollinhaltlich zu entsprechen ware.

§ 82 Abs 1 BAO sieht eine Antragstellung auf Kosten des zu Vertretenden vor.

Die fir das anhdngige Verfahren festgestellten Verhaltnisse schlieRen eine Kostentragung
durch den ruhenden Nachlass aus. Die gerichtliche Bestellung eines Verlassenschaftskurators
wirde nur zusatzliche Kosten und Verwaltungsaufwand flir den Abgabenglaubiger
verursachen.

Vor diesem Hintergrund nimmt das Bundesfinanzgericht von einem Antrag auf Bestellung eines
Verlassenschaftskurators zum Zwecke der Fortfiihrung/Beendigung des anhangigen
Rechtsmittelverfahrens Abstand.

Entsprechend der oa VwGH-Judikatur war die verfahrensgegenstandliche Beschwerde daher
als gegenstandslos zu erklaren und das anhangige Rechtsmittelverfahren einzustellen.

Gemal den vorangegangenen Ausfiihrungen erfolgt die Zustellung dieses Beschlusses nur an
die Abgabenbehdrde (Amtspartei).

Zulassigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung im Hinblick auf die angefiihrte
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht vorliegt, war die Revision nicht

zuzulassen.

Salzburg, am 27. Februar 2025

5von5



	Begründung
	Zulässigkeit einer Revision


